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ANTRAG 
 
der Fraktion der NPD 
 
 
Gesetzliche Begrenzung des Dispozinssatzes durchsetzen 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich im Rahmen einer Bundesratsinitiative für eine 
Begrenzung des Dispozinssatzes für sogenannte Überziehungskredite einzusetzen. 
 
 
 
 
Udo Pastörs und Fraktion 
 
 
 
 
 
Begründung: 
 
Im Zeichen von Kurzarbeit und steigender Arbeitslosigkeit sind viele Arbeitnehmer dazu 
gezwungen, ihre Konten zu überziehen. Dies nutzen die Banken schamlos aus und verlangen 
zum Teil bis zu 14  % Dispozinsen. 
 
Die Bürger des Landes dürfen nicht im Globalisierungssog allein gelassen werden und 
bedürfen der Fürsorge der staatlichen Entscheidungsträger sowie der Politik. Deshalb ist ein 
möglichst einmütiges Bekenntnis des Landtages zum Schutz der Bürger ein wichtiges 
politisches Signal. 
 
Ein Zinssatz von 4 % über dem Leitzinssatz der Bundesbank wäre angemessen und würde die 
Bürger des Landes vor der übertriebenen Geldgier der Banken wirksam schützen.  
 


